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A. Bericht des Abgeordneten Bäumer 


i. 

Der Außenhandelsausschuß des Deutschen Bun- 
destages hat in seiner Sitzung am 12. Januar 1961 
auf Vorschlag des Ausschusses für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen beschlossen, folgende Bestim- 
mungen aus dem Entwurf eines Außenwirtschafts- 
gesetzes herauszunehmen und — nach Maßgabe der 
folgenden Ausführungen — ihren Erlaß in einem 
besonderen Gesetz vorzuschlagen: 

1. die §§ 44, 49, die die Überwachung strafrecht- 
licher Verbringungsverbote aus dem Bereich des 
Staatsschutzes behandeln, 

2. den § 16 Abs. 2 und § 25, die das Verbringen 
von Filmen in die Bundesrepublik verhindern 
sollen, die geeignet sind, gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung oder den Gedan- 
ken der Völkerverständigung zu wirken. 

Beide Ausschüsse waren einstimmig der Auffas- 
sung, daß der ständigen Einschleusung von verfas- 
sungsfeindlichen Propagandamitteln aus der so- 
wjetischen Besatzungszone, dem sowjetisch besetz- 
ten Sektor von Berlin und den Ostblockstaaten ent- 
gegengewirkt werden muß. 

Die Herausnahme der erwähnten Vorschriften aus 
dem Außenwirtschaftsgesetz machte es notwendig, 
diese Bestimmungen neu zu gliedern und sie inner- 
halb des neuen Gesetzentwurfs redaktionell auf- 
einander abzustimmen, da sie im Entwurf eines 
Außenwirtschaftsgesetzes an verschiedenen Stellen, 
z. T. auch im Zusammenhang mit anderen Vorschrif- 
ten, untergebracht waren. Die Herausnahme der 
Vorschriften aus dem Außenwirtschaftsgesetz 
machte weiterhin die Übernahme ergänzender Be- 
stimmungen des Entwurfs über das Bußgeld- und 
Einziehungs verfahren erforderlich. 


Zur Begründung des Gesetzentwurfs kann zu- 
| nächst auf die Begründung der Regierungsvorlage 
! des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes vom 
15. Oktober 1959 — Drucksache 1285 - — Bezug ge- 
| nommen werden. 

| 

II. 

■ Uber die Einzelbestimmungen braucht daher er- 
gänzend nur folgendes berichtet zu werden: 

I 

Zum Ersten Abschnitt 

§ 1 nimmt den in den Einleitungsworten des § 44 
1 des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes ent- 
, haltenen Grundgedanken auf. Er stellt klar, daß die 
I. Behörden, die das Verbringen von Gegenständen in 
| den räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes zu 
überwachen haben, auch die Aufgabe und die Pflicht 
| haben, die Einhaltung der Verbringungsverbote aus 
dem Bereich des strafrechtlichen Staatsschutzes zu 
| überwachen und sicherzustellen. 

§ 2 entspricht dem bisherigen § 44 Abs. 1 Nr. 1 
des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes. Ab- 
| satz 1 des § 2 sieht demnach vor, daß die Haupt- 
j Zollämter und ihre Beamten eine Nachprüfung vor- 
1 zunehmen haben, wenn sich tatsächliche Anhalts- 
| punkte für den Verdacht ergeben, daß — abgesehen 
\ von Reiselektüre — Gegenstände unter Verstoß 
j gegen ein Einfuhr- oder Verbreitungsverbot des 
i Staatsschutzstrafrechts in den räumlichen Geltungs- 
| bereich des Gesetzes verbracht werden. Wird der 
I Verdacht durch die Nachprüfung nicht ausgeräumt, 

| so sind die Gegenstände der Staatsanwaltschaft vor- 
| zulegen, die über die Einleitung eines persönlichen 
| Strafverfahrens oder eines objektiven Einziehungs- 
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Verfahrens zu befinden hat. — - Absatz 2 des § 2 
enthält die den Beamten der Hauptzollämter zum 
Zwecke dieser Nachprüfung zustehenden Rechte und 
Befugnisse; insbesondere zur Öffnung und Durch- 
suchung von Beförderungsmitteln, Gepäckstücken 
und Sendungen aller Art sowie zur Beschlag- 
nahme, wenn sich die Gegenstände im Gewahr- 
sam einer Person befinden, die zur freiwilligen 
Herausgabe nicht bereit ist. Durch die vor- 
gesehene entsprechende Geltung des § 98 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung sind die Vorschriften über 
die richterliche Bestätigung der Beschlagnahme für 
anwendbar erklärt. Absatz 3 des § 2 greift in einer 
der Übertragung von gewissen Zollaufgaben ge- 
mäßen Form eine vom Bundesrat vorgeschlagene 
Ergänzung des bisherigen § 44 des Entwurfs eines 
Außenwirtschaftsgesetzes für den Freihafen Ham- 
burg auf. 

§ 3 entspricht dem bisherigen § 44 Abs. 1 Nr. 2 
des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes. Da- 
nach haben die Behörden der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn die in den räum- 
lichen Geltungsbereich des Gesetzes beförderten 
Sendungen, bei deren dienstlicher Behandlung sich 
tatsächliche Anhaltspunkte für den in § 2 bezeich- 
neten Verdacht ergeben, der zuständigen Zolldienst- 
stelle zur Vornahme der in § 2 vorgesehenen Nach- 
prüfung vorzulegen. 

§ 4 entspricht dem bisherigen § 44 Abs. 2 des 
Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes. Er ent- 
hält den nach Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 des Grund- 
gesetzes erforderlichen Ausspruch. 

Abschließend sei zum Ersten Abschnitt des Ent- 
wurfs bemerkt, daß es einer dem § 49 des Entwurfs 
eines Außenwirtschaftsgesetzes entsprechenden be- 
sonderen Vorschrift nicht bedarf, da der Gesetzent- 
wurf für jede Verbringung in den räumlichen Gel- 
tungsbereich des Gesetzes gelten soll. 

Zum Zweiten Abschnitt 

§ 5 entspricht dem bisherigen § 16 Abs. 2 und 
§ 25 des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes. 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 verbietet es, Filme, die nach ihrem 
Inhalt dazu geeignet sind, als Propagandamittel 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 
der Bundesrepublik Deutschland oder gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung zu wirken, in 
den räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes zu 
verbringen, soweit das Verbringen zum Zwecke der . 
Verbreitung erfolgt. Gedacht ist an Filme, die in j 
offener oder versteckter Form für eine Unfreiheit- j 
liehe oder undemokratische Staats- und Gesell- 
Schaftsordnung werben. Eines solchen Verbotes be- j 
darf es, da die Erfahrung gezeigt hat, daß derartige 
Filme mit den Bestimmungen des Strafgesetzbuchs 
allein nicht wirksam aus der Bundesrepublik fern- 
gehalten werden können, weil sie zumeist nicht in 
offener Form die verfassungsmäßige Ordnung be- 
kämpfen. § 5 Abs. 1 Satz 2 soll klarstellen, daß die 
mit der Abfertigung beauftragten Zollbeamten nicht 
die Verpflichtung haben, die Einhaltung des in 
Satz 1 festgelegten Verbringungsverbots zu kon- 
trollieren. 


Die in § 5 Abs. 2 Satz 1 festgelegte Meldepflicht 
soll es den zuständigen Behörden ermöglichen, fest- 
zustellen, ob das Verbringungsverbot des § 5 Abs. 1 
beachtet wird. Der Verbringende ist nicht daran 
gehindert, in der Zwischenzeit den Film bereits 
gewerblich auszuwerten und ihn weiterzuver- 
äußern. § 5 Abs. 2 Satz 2 bietet die Möglichkeit, 
Filme aus Ländern, in denen nach den bisherigen 
| Erfahrungen keine verfassungsfeindlichen Filme 
hergestellt werden, von der Vorlagepflicht allge- 
mein auszunehmen. 

§ 5 Abs. 3 stellt klar, daß die strafrechtlichen Ein- 
fuhr- und Verbreitungsverbote sowie die §§ 1 bis 4 
des Entwurfs unberührt bleiben. 

Absatz 4 des § 5 ergänzt die Bestimmungen der 
! Absätze 1 und 2 durch eine Verfahrensregelung. 
Dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft obliegt 
es, den Verbringenden auf die Unzulässigkeit der 
Verbringung eines unter Absatz 1 fallenden Films 
hinzuweisen. Der Verbringende hat dann die Wahl, 
entweder den Film wieder aus dem Geltungsbereich 
des Gesetzes zu entfernen oder ihn zu vernichten 
oder die Kopien dem Bundesamt auszuhändigen. 
Die Dreiwochenfrist soll dem Verbringenden mög- 
lichst bald Klarheit verschaffen, ob er den Film im 
; Geltungsbereich des Gesetzes frei auswerten darf, 
j Nach Ablauf der Dreiwochenfrist kann das Bundes- 
i amt die gewerbliche Auswertung des Films nicht 
mehr verhindern. 

Im Anschluß an die Verbotsnorm des § 5 folgen 
die durch die Ausklammerung aus dem Entwurf 
eines Außenwirtschaftsgesetzes notwendig gewor- 
denen ergänzenden Vorschriften. Die §§ 6 und 7 
enthalten die materiellen Bußgeldvorschriften. § 8 
betrifft die Verjährung von Ordnungswidrigkeiten. 
Im §'9 wird die Einziehung geregelt. § 10 enthält 
eine ergänzende Vorschrift zur Bestimmung der zu- 
: ständigen Bußgeldbehörde. Im einzelnen bedarf es 
j hierzu nur kurzer Hinweise: 

! Nach § 6 stellt die vorsätzliche oder fahrlässige 
1 Verletzung der Vorlagepflicht aus § 5 Abs. 2 und der 
Aushändigungspflicht aus § 5 Abs. 4 eine Ordnungs- 
widrigkeit dar, gegen deren Begehung Geldbußen 
j in der gleichen Höhe wie in § 31 Abs. 5 Nr. 1 und 2 
j des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes ange- 
droht sind. 

In § 7 wird klargestellt, daß die Bußgeldvorschrift 
auch für die Organe juristischer Personen gilt sowie 
für sonstige Vertreter, die in eigener Verantwor- 
tung — also in gehobeneren Stellungen — • tätig 
sind. Die Formulierung berücksichtigt die zu § 33 
des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes ergan- 
genen Beschlüsse des Rechtsausschusses des Deut- 
schen Bundestages. 

Da die geltenden Vorschriften über die Ein- 
ziehung in den §§ 17 bis 26 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten für die Zwecke dieses Gesetzes 
nicht ausreichen, sieht § 9 eine Erweiterung der 
Einziehungsmöglichkeiten vor. Dabei wird auf die 
Einziehungsvorschriften des Außenwirtschaftsgeset- 
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zes verwiesen, weil es sich bei ihnen um die mo- zu bestimmen, weil diesem auch die sich aus § 5 
dernsten und der Natur der Sache nach geeignetesten ergebenden Aufgaben obliegen. 

Bestimmungen handelt. j Im Dritten Abschnitt enthält der Entwurf die üb- 

Es erscheint zweckmäßig, in § 10 als Bußgeld- | liehe Berlin-Klausel (§ 11) und die Vorschrift über 
behörde das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft j das Inkrafttreten des Gesetzes (§ 12). 


Bonn, den 18. Januar 1961 

Bäumer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den anliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Über- 
wachung strafrechtlicher und anderer Verbringungs- 
verbote anzunehmen. 


Bonn, den 18. Januar 1961 

Der Außenhandelsausschiiß 
Dr. Serres Bäumer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Überwachung strafrechtlicher und anderer 
V erbringungs verböte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

§ 1 

Die Behörden, die das Verbringen von Gegen- 
ständen in den räumlichen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu überwachen haben, stellen sicher, daß 
nicht Gegenstände unter Verstoß gegen ein Straf- 
gesetz, das ihre Einfuhr oder Verbreitung aus 
Gründen des Staatsschutzes verbietet, in diesen 
Bereich verbracht werden. 

§ 2 

(1) Die Hauptzollämter und ihre Beamten nehmen 
eine Nachprüfung vor, wenn sich tatsächliche An- 
haltspunkte für den Verdacht ergeben, daß Gegen- 
stände unter Verstoß gegen eines der in § 1 be- 
zeichneten Strafgesetze in den räumlichen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbracht werden, es 
sei denn, daß es sich lediglich um Reiselektüre han- 
delt. Wird der Verdacht durch die Nachprüfung 
nicht ausgeräumt, so sind die Gegenstände der 
Staatsanwaltschaft vorzulegen. 

(2) Die Beamten der Hauptzollämter sind berech- 
tigt, zum Zwecke der Nachprüfung Beförderungs- 
mittel, Gepäckstücke, sonstige Behältnisse und Sen- 
dungen aller Art zu öffnen und zu durchsuchen. Sie 
sind zur Beschlagnahme befugt, wenn sich die Ge- 
genstände im Gewahrsam einer Person befinden, 
die zur freiwilligen Herausgabe nicht bereit ist. Im 
Falle der Beschlagnahme gilt § 98 Abs. 2 der Straf- 
prozeßordnung entsprechend. 

' (3) Für den Freihafen Hamburg gelten die Vor- 
schriften des Finanzverwaltungsgesetzes, nach de- 
nen der Bundesminister der Finanzen Zollaufgaben 
auf das Freihafenamt Hamburg übertragen kann, 
entsprechend. 

§ 3 

Die Behörden der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn legen die in den räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes beförderten Sendun- 
gen, bei deren dienstlicher Behandlung sich tatsäch- 
liche Anhaltspunkte für den in § 2 bezeichneten 
Verdacht ergeben, der zuständigen Zolldienststelle 
vor. 

§ 4 

Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des 
Grundgesetzes wird nach Maßgabe der §§ 2 und 3 
eingeschränkt. 


ZWEITER ABSCHNITT 

§ 5 

(1) Es ist verboten, Filme, die nach ihrem Inhalt 
dazu geeignet sind, als Propagandamittel gegen die 

| freiheitliche demokratische Grundordnung oder ge- 
gen den Gedanken der Völkerverständigung zu 
wirken, in den räumlichen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu verbringen, soweit dies dem Zwecke 
der Verbreitung dient. Dieses Verbot steht der Ab- 
fertigung durch die Zolldienststellen nicht ent- 
gegen. 

(2) Wer Filme in den räumlichen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringt, hat eine Kopie jedes Fil- 
mes dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
innerhalb einer Woche nach dem Verbringen vor- 
zulegen. Durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung kann bestimmt werden, daß Filme aus be- 
stimmten Ländern der Vorlagepflicht nicht unter- 
liegen. 

(3) Strafrechtliche Einfuhr- und Verbreitungsver- 
bote sowie die §§ 1 bis 4 bleiben unberührt. 

: (4) Ist ein Film entgegen dem Verbot nach Ab- 

satz 1 in den räumlichen Geltungsbereich dieses 
| Gesetzes verbracht worden, so fordert das Bundes- 
; amt für gewerbliche Wirtschaft den Verbringenden 
spätestens drei Wochen nach Vorlage einer Kopie 
j auf, die in den räumlichen Geltungsbereich dieses 
| Gesetzes verbrachten Kopien des Filmes dem Bun- 
1 desamt auszuhändigen. Die Verpflichtung zur Aus- 
| händigung entfällt, wenn der Verbringende nach- 
| weist, daß er die Kopien wieder aus dem räum- 
! liehen Geltungsbereich dieses Gesetzes entfernt oder 
vernichtet hat. Soweit der Verbringende Kopien 
nicht mehr besitzt, sind diese Vorschriften mit Aus- 
nahme der Fristbestimmung des Satzes 1 auf den 
Besitzer entsprechend anzuwenden. 

i § 6 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig der Vorlagepflicht nach § 5 Abs. 2 Satz 1 
zuwiderhandelt oder einer Aufforderung des Bun- 
desamtes für gewerbliche Wirtschaft nach § 5 Abs. 4 
nicht nachkommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, 

1. wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark, 

2. wenn sie fahrlässig begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzig- 
tausend Deutsche Mark, 

j geahndet werden. 
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§ 7 

(1) Die Bußgeldvorschrift des § 6 gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines ande- 
ren handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechts- 
handlung, welche die Vertretungsbeiügnis begrün- 
den sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz auf- 
erlegt. 

§ 8 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§ 9 

Gegenstände, auf die sich eine der in § 6 Abs. 1 
mit Geldbuße bedrohten Handlungen bezieht, kön- 
nen eingezogen werden. Im übrigen gelten die Vor- 
schriften des Außenwirtschaftsgesetzes über die 
Voraussetzungen der Einziehung, das selbständige 


Einziehungsverfahren und die Entschädigung ent- 
: sprechend. 

§ 10 

| Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des 
1 Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
1 desamt für gewerbliche Wirtschaft. Es entscheidet 
auch über die Abänderung und Aufhebung eines 
rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Buß- 
geldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten). 


DRITTER ABSCHNITT 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
R.echtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des vierten auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 
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